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Text

§1
Allgemeines

(1) Die natiirliche Zusammensetzung der freien Luft darf durch luftfremde Stoffe (Rauch, RuR,
Staub, Schwebstoffe, Dd&mpfe, Gase und Geriiche) nur insoweit verdndert werden, als dadurch weder

a) das Wohlbefinden von Menschen noch

b) das Leben von Tieren und Pflanzen noch

c) Sachen in ihren fur den Menschen wertvollen Eigenschaften
beeintréchtigt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt fur Heizungsanlagen, deren Betriebszweck die Beheizung von Rdumen oder
damit tblicherweise in Zusammenhang stehenden Geréten ist.
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§2%)
LuftreinhaltemaRnahmen
(1) Zur Durchfiihrung des § 1 Abs. 1 hat die Landesregierung nach den Erkenntnissen der
Wissenschaften durch Verordnung Bestimmungen zu erlassen (iber
a) den hdchstzuladssigen Schwefelgehalt fllissiger und fester Brennstoffe,
b) die Zulassigkeit der Verwendung bestimmter Brennstoffe,
c) die hochstzulassige Konzentration und Menge der aus einer Anlage austretenden luftfremden
Stoffe (Emissionsgrenzwerte),
d) die héchstzulassigen Abgasverluste bei Anlagen,
e) das Inverkehrbringen, die Errichtung und den Betrieb von Heizungsanlagen unter dem
Gesichtspunkt der Luftreinhaltung,
f) das Verbot des Verbrennens bestimmter Stoffe in Anlagen einschlieBlich der Bevorratung dieser
Stoffe auRerhalb gewerblicher Betriebsanlagen,
g) die zentrale Registrierung und Verdffentlichung mittelgrof3er Heizungsanlagen.

(2) Bei der Erlassung von Verordnungen nach Abs. 1 hat die Landesregierung auf die Regelungen
allfalliger staatsrechtlicher Vereinbarungen mit dem Bund oder mit anderen Landern Bedacht zu nehmen.
In den Verordnungen nach Abs. 1 kann inshesondere nach der Art und der jahrlichen Betriebsdauer der
Anlagen, nach der Hohe der Rauch- und Abgasfdnge und nach Standorten unterschieden werden und
kann die Behorde erméchtigt werden, auf Antrag Ausnahmen von der Anwendung bestimmter in der
Verordnung festgelegter Vorschriften zuzulassen. Ins Landesrecht umzusetzenden Rechtsakten im
Rahmen der europdischen Integration ist zu entsprechen, soweit nicht die Festsetzung strengerer
Vorschriften zul&ssig ist.

(3) MittelgroBe  Heizungsanlagen nach Abs.1 lit.g sind Heizungsanlagen mit einer
Brennstoffwarmeleistung von mindestens 1 MW und weniger als 50 MW. Im Hinblick auf die
Kombination von mittelgrofRen Heizungsanlagen kommen Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 der Richtlinie (EU)
2015/2193 zur Begrenzung der Emissionen bestimmter Schadstoffe aus mittelgrofRen Feuerungsanlagen
in die Luft zur Anwendung.

*) Fassung LGBI.Nr. 8/2018
83
Forderung der Luftreinhaltung

Das Land und die Gemeinden sind als Trager von Privatrechten verpflichtet, die Reinhaltung der
freien Luft nach Kréften zu férdern. Sie haben insbesondere dafiir zu sorgen, dass die Betreiber von
Heizungsanlagen uber die Belange der Luftreinhaltung informiert werden.

84
Uberwachung der Heizungsanlagen
(1) Die Gemeinde hat den Betrieb von Heizungsanlagen in ihrem Gebiet zu iberwachen.

(2) Die Landesregierung kann zur Durchfihrung des Abs. 1 durch Verordnung nahere Vorschriften,
insbesondere Uber die Art und Héaufigkeit der Uberprifungen sowie die Flhrung von Aufzeichnungen,
erlassen.

§ 5%)
Behorden

(1) Behorde im Sinne dieses Gesetzes ist, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, der
Birgermeister.

(2) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde sind solche des eigenen
Wirkungsbereiches.

(3) Nach § 2 Abs. 1 lit. e erlassene Verordnungen sind, soweit sie das Inverkehrbringen von
Heizungsanlagen betreffen, von der Bezirkshauptmannschaft zu vollziehen.

(4)Nach 8§82 Abs.1 Ilit.g erlassene Verordnungen (Uber die zentrale Registrierung und
Verdffentlichung von mittelgroRen Heizungsanlagen sind von der Landesregierung zu vollziehen; diese
kann hierfir die Umweltbundesamt GmbH zur Mitwirkung heranziehen.

*) Fassung LGBI.Nr. 44/2013, 8/2018
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e
Uberwachungsorgane
(1) Die Behorde hat, sofern sie nicht eigene Bedienstete bestellt, durch Bescheid zur Mitwirkung bei
der Vollziehung dieses Gesetzes zu bestellen:
a) nach bundesrechtlichen Vorschriften fiir die Priifung und Uberwachung von Heizungsanlagen
Befugte,
b) die bei Befugten nach lit. a beschéftigten Arbeitnehmer, die Uber eine Abschlussprifung nach
den fur diese Tétigkeit einschlagigen Berufsaushildungsvorschriften verfiigen, oder
c) Personen, die nach den feuerpolizeilichen Vorschriften die Feuerbeschau durchfiihren oder als
Sachverstandige dazu beigezogen werden.

(2) Die Mitwirkung bei der Vollziehung dieses Gesetzes gemé&R Abs. 1 umfasst

a) die Uberwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Verordnungen,

b) die Pflicht, Ubertretungen der in lit. a genannten Vorschriften der Bezirkshauptmannschaft
anzuzeigen,

c) die Anwendung von Zwangsmitteln ohne vorausgegangenes Verfahren nach MaRgabe des § 9.

(3) Der Dienstbereich der gemall Abs. 1 bestellten Organe ist im Bescheid (ber ihre Bestellung
festzulegen.

(4) Die Bestellung gemal Abs. 1 kann jederzeit widerrufen werden. Sie endet Uberdies, wenn die
bestellten Organe die ihnen nach den feuerpolizeilichen Vorschriften zukommenden Funktionen nicht
mehr ausuben.

(5) Den gemaR Abs. 1 bestellten Organen ist von der bestellenden Behdrde ein mit einem Lichtbild
versehener Dienstausweis auszufolgen, in dem die Aufgaben und die damit verbundenen Rechte kurz
wiederzugeben sind. Endet die Bestellung geméal Abs. 1, so ist der Dienstausweis zurtickzugeben.

(6) Uberwachungsorganen  gebiihrt, soweit sie ihre Téatigkeit nicht im Rahmen eines
Dienstverhaltnisses zur Gemeinde oder zum Land ausiiben, fiir ihre Uberwachungstitigkeit eine
Entschadigung, deren Hohe durch Verordnung der Landesregierung unter Berlcksichtigung der
notwendigen fachlichen Qualifikation, der erforderlichen technischen Ausstattung sowie des
durchschnittlichen Zeit- und Materialaufwandes festzusetzen ist.

(7) Die Landesregierung kann durch Verordnung nahere Bestimmungen (ber die Voraussetzungen
fiir die Bestellung von Uberwachungsorganen und ihre Tatigkeit erlassen.

*) Fassung LGBI.Nr. 44/2013

87
Aufgaben des Umweltinstitutes des Landes Vorarlberg

Das Umweltinstitut des Landes Vorarlberg hat

a) in allen Teilen des Landes fortgesetzt Messungen uber Art und AusmaR der Verunreinigung der
freien Luft vorzunehmen, die Auswirkungen der dabei ermittelten Luftverunreinigungen auf
Menschen, Tiere, Pflanzen und Sachen im Sinne des § 1 Abs. 1 zu untersuchen und die
Ergebnisse dieser Tatigkeiten zu verdffentlichen,

b) bei der Vorbereitung von Verordnungen gemal 8 2 mitzuwirken und die Erlassung solcher
Verordnungen anzuregen, wenn sie die Voraussetzungen hiefiir (§ 1 Abs. 1) gegeben findet,

c) die bei der Vollziehung der § 2 sowie der auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen
Verordnungen notwendigen Messungen und Probeentnahmen durchzufiihren, sofern den
zustandigen Behorden gemdl 8 6 Abs. 1 bestellte und mit den erforderlichen Geréten
ausgeristete Personen nicht zur Verfiigung stehen, sowie Proben nach § 8 Abs. 2 zweiter Satz zu
entnehmen,

d) Behdrden und Dienststellen des Landes und der Gemeinden in Angelegenheiten, die mit der
Reinhaltung der Luft im Zusammenhang stehen, zu beraten,

e) Personen, die gemal 8§ 6 Abs. 1 zur Mitwirkung bei der Vollziehung dieses Gesetzes bestellt
werden sollen oder bereits bestellt sind, die fir ihre Téatigkeit erforderlichen
naturwissenschaftlichen Kenntnisse zu vermitteln.
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§8%)
Inanspruchnahme von Liegenschaften, Auskunftspflicht
(1) Die Organe der zur Vollziehung dieses Gesetzes berufenen Behdrden, die gemal § 6 Abs. 1
bestellten Personen und die Organe des Umweltinstitutes des Landes Vorarlberg sind berechtigt,
Grundstiicke, Gebdude und sonstige Anlagen zu betreten, die erforderlichen Messgerate anzubringen und
Messungen vorzunehmen sowie Proben von Stoffen zu entnehmen, die mit der Verénderung der
natiirlichen Zusammensetzung der freien Luft im urséchlichen Zusammenhang stehen kdnnen,
a) wenn von diesen Grundstiicken, Geb&uden oder sonstigen Anlagen vermutlich unzuldssige
Verdnderungen der natiirlichen Zusammensetzung der freien Luft ausgehen oder wenn
b) dies zur Durchfiihrung der vorgeschriebenen Uberpriifungen erforderlich ist.

Die Verfiigungsberechtigten sind verpflichtet, diese Uberpriifungen zu dulden, den genannten Personen
die mit der Angelegenheit zusammenh&ngenden Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen.

(2) Die Organe des Umweltinstitutes des Landes Vorarlberg sind berechtigt, zur VVornahme von
Messungen Gber Art und AusmaR der Verunreinigung der freien Luft gemaR 8 7 lit. a auch andere als die
im Abs. 1 genannten Grundstiicke, Gebdude und Anlagen zu betreten sowie die erforderlichen Messgerate
anzubringen. Sie sind berechtigt, Proben von Brennstoffen auch bei Handlern, die solche Brennstoffe zum
Zwecke des Verbrennens in Vorarlberg verkaufen, zu entnehmen; der letzte Satz des Abs. 1 gilt
sinngeman.

(3) Wenn ein dinglich Berechtigter oder sonst Nutzungsberechtigter durch MalBnahmen gemai Abs.
2 einen vermdgensrechtlichen Nachteil erleidet, hat er Anspruch auf eine angemessene Entschadigung,
die vom Land zu leisten ist. Der Anspruch auf Entschadigung ist bei sonstigem Verlust des Anspruchs
innerhalb von zwei Jahren nach Inanspruchnahme der Liegenschaften gemal Abs. 2 geltend zu machen.
Kommt eine Einigung Uber die Entschddigung nicht zustande, so kann der Anspruchsberechtigte bei
sonstigem Verlust des Anspruchs spatestens ein Jahr nach Geltendmachung des Anspruchs die
Festsetzung der Entschddigung bei der Landesregierung beantragen. Die Landesregierung hat die
Entschadigung mit Bescheid festzusetzen.

*) Fassung LGBI.Nr. 44/2013

89
Zwangsmittel ohne vorausgegangenes Verfahren

(1) Bei der Vollziehung von Verordnungen gemdal 8§ 2 lit. b bis f ist zur Abwehr unmittelbar
drohender Gefahren die Anwendung von Zwangsmitteln ohne vorausgegangenes Verfahren zuléssig.

(2) Der Zutritt zu Grundstiicken, Gebauden und Anlagen gemdaR § 8 Abs. 1 ist nétigenfalls durch
Anwendung von Zwangsmitteln ohne vorausgegangenes Verfahren zu erwirken.

8 10%)
Kosten
(1) Die Behorde hat den Betreibern von Heizungsanlagen die Erstattung der Kosten der
Durchfihrung von Uberpriifungen aufzutragen, wenn diese aufgrund von Beanstandungen bei einer
vorangegangenen Uberprifung verursacht worden sind.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung die Hohe des Kostenersatzes festzulegen. § 6 Abs. 6
ist sinngemal anzuwenden.

*) Fassung LGBI.Nr. 44/2013

§ 11%)
Strafbestimmungen
(1) Eine Verwaltungsibertretung begeht, wer

a) den aufgrund des 8§ 2 erlassenen Verordnungen oder den Verfugungen, die in Entscheidungen
enthalten sind, die aufgrund dieses Gesetzes ergehen, zuwiderhandelt,

b) die im § 6 Abs. 5 festgelegte Pflicht zur Riickgabe des Dienstausweises nicht erfullt,

c) einer Verpflichtung gemai § 8 Abs. 1 und 2 nicht nachkommt,

(2) Verwaltungsiibertretungen geméR Abs. 1 sind von der Bezirkshauptmannschaft mit einer
Geldstrafe bis zu 2.000 Euro oder mit Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen. Bei erschwerenden

Umstanden, insbesondere im Wiederholungsfalle, kann eine Geldstrafe bis zu 6.000 Euro oder eine
Avrreststrafe bis zu sechs Wochen verhéngt werden.

(3) Der Versuch ist strafbar.
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*) Fassung LGBI.Nr. 58/2001, 44/2013
§ 12%)
Schlussbestimmung zur Novelle LGBI.Nr. 8/2018

Fir den Fall, dass der Teilsatz Uber die Mitwirkung im § 5 Abs. 4 nicht kundgemacht werden kann,
ist das Gesetz Uber eine Anderung des Luftreinhaltegesetzes, LGBI.Nr. 8/2018, ohne diesen Teilsatz

kundzumachen.
*) Fassung LGBI.Nr. 44/2013, 8/2018

www.ris.bka.gv.at Seite 5von 5



	Inhaltsverzeichnis
	§ 1 Allgemeines
	§ 2*) Luftreinhaltemaßnahmen
	§ 3 Förderung der Luftreinhaltung
	§ 4 Überwachung der Heizungsanlagen
	§ 5*) Behörden
	§ 6*) Überwachungsorgane
	§ 7 Aufgaben des Umweltinstitutes des Landes Vorarlberg
	§ 8*) Inanspruchnahme von Liegenschaften, Auskunftspflicht
	§ 9 Zwangsmittel ohne vorausgegangenes Verfahren
	§ 10*) Kosten
	§ 11*) Strafbestimmungen
	§ 12*) Schlussbestimmung zur Novelle LGBl.Nr. 8/2018

